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Ihre Studien lösen heftige Reaktionen aus
Ein Institut an derUni Luzern erreichtmit Arbeiten zurWirtschaft eine breiteÖffentlichkeit. Einige Professoren und die SP finden: es reicht.

Francesco Benini

Sie veröffentlichen eine Studie.
Auf Twitter folgt heftige Kritik,
vorgebracht voneinigenProfes-
sorenverschiedenerUniversitä-
ten. Und SP-Kantonsrat David
Roth, vormals Präsident der
Jungsozialisten, fordert denLu-
zerner Regierungsrat in einem
Postulat auf: Die wissenschaft-
lichenStandards amInstitut für
Schweizer Wirtschaftspolitik
(IWP) müssten überprüft wer-
den. Das Institut entwickle sich
zu«einerGefahr fürdieReputa-
tion der Universität Luzern».

Das IWPwurdevor zwei Jah-
ren von Professor Christoph
SchalteggerundRenéScheu ins
Lebengerufen. Scheuwar zuvor
Feuilletonchef der NZZ. Kaum
war das Institut gegründet,
wünschtenmancheProfessoren
und Assistenten an anderen
Universitäten, dass das nie ge-
schehen wäre. Die Werbekam-
pagneaufPlakatenmacht für sie
jetzt allesnoch schlimmer.«Die
Top 10% der Verdiener bezah-
len 54,9% aller Einkommens-
steuern. IWP. Fakten statt Mei-
nungen.» liest man auf einem
grossen Aushang. In den sozia-
lenMedien reagieren Uniange-
stellte mit skeptischen bis höh-
nischen Kommentaren. Tenor:
Ein universitäres Institut habe
es nicht nötig, somarktschreie-
risch aufzutreten.

RechtsliberalePolitikunter
demMantelderUniversität?
WaswirdSchalteggerundScheu
vorgeworfen?Erstens: Ihr Insti-
tut verkaufe rechtsliberale poli-
tische Überzeugungen als Wis-
senschaft. Zweitens komme ih-
nen dabei der Mantel der
Universität Luzern zupass –
dennderNameeiner solchen In-
stitution erhöhe die Glaubwür-
digkeit. Drittens sei die Finan-
zierung des Instituts zu wenig
transparent. Immerwieder äus-
sernKritikerdenVerdacht, dass
die Sponsoren des IWP nach
GustoStudien inAuftraggeben.
Die Untersuchungen erbringen
dannnatürlichdieResultate, die
sich dieGeldgeber wünschen.

Was ist davon zu halten?
Schaltegger und Scheu wollen
zurzeit nicht reden. Sie scheinen
nicht erpicht, auf Vorhaltungen
zu reagieren, die sichwiederho-
len. Die beiden wollen ihre
Arbeit sprechen lassen. Und
vielleicht die Plakatkampagne.

Das IWP ist ein sogenanntes
An-Institut: organisatorisch un-
abhängig, aber durch einen Be-
schluss des Luzerner Universi-
tätsrats akkreditiert.An-Institute
werden von einemUniversitäts-
professorgeleitet – indiesemFall
von Christoph Schaltegger, Pro-
fessor für Politische Ökonomie.
Die Universität bezahlt seinen
Lohn. Den Rest des Instituts fi-
nanziert eine Stiftung. Die Uni
erhofft sich von diesemModell
eine grössere Vernetzung in der
Gesellschaft.

DievermögendenUnterneh-
mer Alfred Schindler und Mi-
chaelPieperbezahlenebenso in
die Stiftung ein wie weitere Pri-
vatpersonen und Firmen, die
nicht genannt werden wollen.
Auch die Sympathisanten, die

sich am Crowdfunding für das
IWPbeteiligen,bleibenanonym.

Liegt da ein Problem? Ent-
scheidend ist, dass die Freiheit
von Forschung und Lehre ge-
währleistet bleibt. Die Donato-
rendes InstitutsdürfenkeineBe-
dingungen stellen. Sie dürfen
nichtwünschen,welchesThema
abgehandelt wird und welches
nicht.Das ist anallenSchweizer
Universitäten so.Unternehmen

undPrivatebezahlenMilliarden
von Franken an Institute der
Universität St.Gallen, derETH,
der Universität Zürich. Alleine
dieUBSunterstützt Institute an
der Uni Zürich mit Millionen;
anfänglicheBedenken,dieBank
bestimme zugleich die For-
schungsschwerpunkte, haben
sich verflüchtigt.

Warum soll das am IWP an-
ders sein?WarumdieUnterstel-

lung, dassdas Jahresbudget von
rund2,5MillionenFrankeneher
einem politischen Projekt denn
universitärer Forschung diene?

Vergangenen Februar veröf-
fentlichte das Institut eine Stu-
die, die aufzeigte, dass die Löh-
ne in der Bundesverwaltung im
Durchschnitt 12% höher liegen
als in der Privatwirtschaft. Das
Echo in den Medien war gross.
Bundesparlamentarier reichten

Vorstösse zum Thema ein, und
Finanzministerin Karin Keller-
Sutter will nun das Lohnmodell
beimBundeinerAnalyse unter-
ziehen.WarumbezahltderBund
dermassen hohe Löhne, wenn
dieprivatenUnternehmenMühe
haben, Fachkräfte zu finden?
Das ist eine der Fragen, die nun
erörtert werden.

GrundsätzlicheKritik ander
Erhebungsmethode der Studie
gabeskeine.Vielmehr schienes
so, dass einige Politiker und
Kommentatorennicht glücklich
waren über die Folgerung: Der
Staat ist allzu grosszügig. Und
wohl auch allzu gross.

Im Mai geriet das Institut
dann in einen akademischen
Shitstorm.ChristophSchaltegger
undzweiKollegenpräsentierten
den «IWP-Subventionsreport».
Er listetedieUnterstützungszah-
lungen des Bundes auf – und
färbtedieKategoriennachNütz-
lichkeitundSchadenein.Tiefrot
wurde zum Beispiel die Land-
wirtschafteingestuft:Dasbedeu-
tet, dass diese Subventionen
«wohlfahrtsmindernd» sind.

DerVorwurfmangelnder
Wissenschaftlichkeit
Das IWP wandte ein ähnliches
Modell an wie das Institut für
Weltwirtschaft in Kiel. Aber die
Kritik war heftig. Marius Brül-
hart,Ökonomieprofessor ander
Universität Lausanne, schreibt:
«IchnehmedasIWPnichtalsein
Institut wahr, das in erster Linie
ergebnisoffene wissenschaftli-
che Grundlagenforschung be-
treibt.DasPapierzudenSubven-
tionen schienmir exemplarisch:
ein interessanter Meinungsbei-
trag,aberkeinesorgfältigeSchät-
zung vonKostenundNutzen.»

Brülhart wirft dem Institut
«subjektive Politikbewertun-
gen» vor, die unter einem uni-
versitären Label erscheinen.
Das sei problematisch.«Als pri-
vaten Thinktank fände ich das
IWP eine Bereicherung. Aber
von einem Uni-Institut würde
ich mehr Wissenschaftlichkeit
undTransparenz erwarten.»

Verstösst das Institut gegen
wissenschaftliche Regeln? Geht
esallzuplakativansWerk?Tobias
Straumann,Wirtschaftshistoriker

an der Universität Zürich, kann
derKritik nicht viel abgewinnen.
«Würdeman die gleichen stren-
gen Kriterien anlegen, wie es
mancheKollegennunbeim IWP
tun –man könnte die halbe Uni-
versität schliessen», sagt er.

Professor Straumann weist
in seiner Verteidigung des IWP
aufdreiPunktehin:Wettbewerb
unter den Instituten sei gut. Bei
der staatlichen Forschungsfi-
nanzierunggebeesoft ebenfalls
eine gewisse Neigung, eine ge-
wisse Parteilichkeit. Wenn ein
Universitätsinstitut staatlich fi-
nanziert sei, heisse das nicht,
dass es neutral sei.

Zweitens: «Die Schweizer
Wirtschaft und dieWirtschafts-
politikwirdanSchweizerUniver-
sitäten wenig erforscht.» Es sei
schwierig, entsprechendeArbei-
ten indenführenden internatio-
nalenFachzeitschriftenzupubli-
zieren. Wenn sich das IWP nun
Themenannehme,dievernach-
lässigtwürden, sei das positiv.

Schliesslich betont Strau-
mann,dassÖkonomieniewert-
frei sei. «Politische Einstellun-
gen schimmern in der For-
schung meistens durch. Das
zeigt sich alleine schon bei der
Wahl der Themen.»

Hier liegt ein Kernpunkt. Es
ist offensichtlich, dassdie Spon-
soren das IWP unterstützen,
weil sie wissen: Christoph
SchalteggerundRenéScheuha-
ben eine liberale Einstellung.
Also werden sie tendenziell die
Auswirkungen staatlicher Akti-
vitätenmit einemkritischenAn-
satz untersuchen. Das soll ein
Gegengewichtbildenzudenvie-
len Studien, die der Staat bei
Universitätsinstituten und pri-
vatenOrganisationen inAuftrag
gibt – und die in aller Regel zu
den Resultaten undWertungen
kommen, die mit den Vorstel-
lungen der Behörden in Ein-
klang stehen.

Diebeidenwissen,wieman
medienwirksampräsentiert
Schaltegger und Scheu verste-
hen sich darauf, ihre For-
schungsergebnissemedienwirk-
sam zu präsentieren. Und ihre
Arbeitenenthalten jeweils kurze
Zusammenfassungen – «Wirt-
schaftspolitik für alle», lautet
derLeitspruchdes Instituts.Das
regtÖkonomenauf, die einean-
dere politische Einstellung ha-
ben. Und die ihre Arbeiten in
Fachpublikationenmit limitier-
ter Verbreitung präsentieren.

Werdagegenhaltenwill, soll-
te ein eigenes Institut gründen
oder einen eigenen Thinktank.
DieBehauptung, amIWPgäben
Milliardäre inderForschungden
Ton an, ist schnell ausgespro-
chen;mansolltedafürabereinen
Beweis vorlegen. Und von der
Luzerner Regierung das Ende
der universitären Kooperation
mitdemInstitut zu fordern –das
riecht nachCancelCulture.

Christoph Schaltegger und
René Scheu sagen nichts zu der
Kontroverse um ihr Institut. Sie
arbeitenandernächstenStudie.
Und wenn sie erscheint, dann
wird mancher Ökonom und
mancher Politiker aufs Neue
wünschen: ins Pfefferland mit
den beiden.

Crema und Avenir Suisse ähnlich ausgerichtet
InLuzernwurdevor zwei Jahren
das Institut für SchweizerWirt-
schaftspolitik (IWP) gegründet;
inZürich folgtewenig späterdas
Institut Crema: Center for Re-
search in Economics, Manage-
ment and the Arts. Crema ist
eine private Forschungsplatt-
form ohne Anbindung an eine
Universität. Ins Leben gerufen
wurde es aber von renommier-
tenProfessoren:denÖkonomen
Bruno S. Frey, Margit Osterloh,
René L. Frey sowie Reiner Ei-
chenberger.

Als Forschungsdirektor ver-
pflichteteCremadenHistoriker
OliverZimmer, der zuvor ander
UniversitätOxfordaufdemGe-
bietdermoderneneuropäischen

Geschichtegeforschtundunter-
richtethatte.DieStelleZimmers
wird von der Progress Founda-
tionfinanziert – eineweitereOr-
ganisation mit bürgerlich-libe-
raler Ausrichtung, deren Präsi-
dent Gerhard Schwarz ist, der
vormalige Wirtschaftschef der
«NeuenZürcherZeitung».Zim-

mer begründete den Wechsel
von der Universität Oxford an
das private Zürcher Institut
unter anderem damit, dass er
sichhierwenigermitBürokratie
herumschlagenmüsse.Erpubli-
zierte Anfang Jahr zusammen
mit Bruno S. Frey einBuch über
die Chancen und Vorteile des
demokratischen Systems. Das
neunköpfige Team von Crema
arbeitet fallbezogen mit ande-
ren Wissenschaftern und auch
Journalisten zusammen.

Margit Osterloh veröffent-
lichte imMaieinevielbeachtete
Studie über die offenbar be-
grenzten Karriereambitionen
vonStudentinnen.Das tatOster-
lohabernichtamInstitutCrema,

sondern im Auftrag von ETH
und Universität Zürich, in einer
Zusammenarbeitmit der Sozio-
logieprofessorinKatja Rost.

Marktwirtschaftlich und li-
beral orientiert ist auch die
Denkfabrik Avenir Suisse, die
von grossen Schweizer Unter-
nehmen getragen wird. Der
Thinktank will mit seinen Stu-
diendenBoden fürReformen in
der Schweiz bereiten. Am kom-
menden 1. August folgt auf den
bisherigen Direktor Peter Grü-
nenfelderderVolkswirtschafter
JürgMüller.Avenir Suissewurde
im Jahr 2001 gegründet. Die
Denkfabrik verfügtüber ein Jah-
resbudget von 5,5 Millionen
Franken. (be.)
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